
 

 

  

- 2 - 

BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 

Az: B 13 R 23/15 BH 
 
L 16 R 118/15 (LSG Berlin-Brandenburg) 
S 17 R 6590/12 (SG Berlin) 
 
 
 
…………………………, 
 
 
 Kläger und Antragsteller, 
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See, 
Pieperstraße 14 - 28, 44789 Bochum, 
 
 Beklagte. 
 

 

 

Der 13. Senat des Bundessozialgerichts hat am 16. November 2015 durch den 

Vizepräsidenten   Prof. Dr.  S c h l e g e l    sowie die Richter   Dr.  F i c h t e  

und   G a s s e r  

beschlossen: 

 

Der Antrag des Klägers, ihm für das Verfahren der Beschwerde gegen die 

Nichtzulassung der Revision im Beschluss des Landessozialgerichts Berlin-

Brandenburg vom 24. September 2015 Prozesskostenhilfe zu bewilligen, wird 

abgelehnt. 

 

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 2 - 

 

 

  

- 3 - 

G r ü n d e : 

 

I 

 

Der Kläger begehrt höhere Rente unter Berücksichtigung einer weiteren Beitragszeit, Bewertung 

einer Hochschulausbildungszeit, Berücksichtigung oberhalb der jeweiligen Beitragsbemes-

sungsgrenzen erzielter Entgelte sowie Erhöhung der Entgeltpunkte auch während Berücksichti-

gungszeiten wegen Kindererziehung. Mit diesem Begehren ist er im Verwaltungsverfahren sowie 

beim Sozial- und beim Landessozialgericht (LSG) erfolglos geblieben (Beschluss des LSG vom 

24.9.2015), weil es an entsprechenden Rechtsgrundlagen fehle und er durch die unterhalb der 

Armutsgrenze liegende Höhe seiner Regelaltersrente wegen der Möglichkeit, ergänzende Leis-

tungen der Grundsicherung in Anspruch zu nehmen, nicht in seinen verfassungsmäßig garan-

tierten Rechten verletzt werde. 

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in diesem Beschluss richtet sich der Kläger mit seinem 

Antrag auf Bewilligung von Prozesskostenhilfe (PKH), den er nicht begründet. 

 

 

II 

 

Der Antrag des Klägers auf Bewilligung von PKH ist abzulehnen. 

 

Nach § 73a Sozialgerichtsgesetz (SGG) iVm § 114 Zivilprozessordnung kann einem Beteiligten 

für das Verfahren vor dem Bundessozialgericht (BSG) nur dann PKH bewilligt werden, wenn die 

beabsichtigte Rechtsverfolgung hinreichende Aussicht auf Erfolg bietet. Das ist hier nicht der 

Fall. 

 

Gemäß § 160 Abs 2 SGG ist die Revision nur zuzulassen, wenn die Rechtssache grundsätz-

liche Bedeutung hat (Nr 1), das Urteil des LSG von einer Entscheidung des BSG, des Gemein-

samen Senats der obersten Gerichtshöfe des Bundes oder des Bundesverfassungsgerichts ab-

weicht und auf dieser Abweichung beruht (Nr 2) oder wenn ein Verfahrensmangel geltend ge-

macht wird, auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen kann (Nr 3). Ein solcher Zulas-

sungsgrund ist nach summarischer Prüfung des Streitstoffs nicht ersichtlich. 

 

Es ist nicht erkennbar, dass ein zugelassener Prozessbevollmächtigter (§ 73 Abs 4 SGG) eine 

grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache (§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG) mit Erfolg geltend machen 

könnte. Zutreffend hat das LSG darauf hingewiesen, dass sich die Entscheidung der Beklagten 

an den rechtlichen Vorgaben orientiere und dass ein Verfassungsverstoß infolge der unterhalb 

der Armutsgrenze liegenden Rentenhöhe nicht vorliege, weil der Kläger ergänzende Leistungen 

der Grundsicherung in Anspruch nehmen könne, was - wie den zum PKH-Antrag vorgelegten 
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Unterlagen zu entnehmen ist - auch geschieht. Auch eine Divergenz (§ 160 Abs 2 Nr 2 SGG) 

oder ein Verfahrensmangel des LSG, der gemäß § 160 Abs 2 Nr 3 SGG zur Zulassung der Re-

vision führen könnte, lassen sich nicht feststellen. 
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